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Vorwort

Binnenmarkt, Osterweiterung, Post-Nizza-Prozeß, Türkei-Beitritt, Grund-
rechte-Konvent und Verfassungsvertrag: jedes dieser Stichworte markiert As-
pekte in der Diskussion um die künftige Gestalt und um das künftige Wesen 
der Europäischen Union. Die meisten dieser Punkte führten und führen auf ein 
und dieselbe Grundthematik zurück – auf die Ungewißheit nämlich, welches 
Ergebnis am Ende des europäischen Integrationsprozesses erreicht werden soll. 
Daß dieses Ziel nicht in einem gesamteuropäischen Staatsganzen zu sehen sein 
dürfe, wird von vielen Seiten beteuert. Über das Problem jedoch, wie weit die 
Europäische Union gegenwärtig noch davon entfernt ist, ein Staatswesen zu 
bilden, und über die Frage, was getan werden müßte (oder was eben nicht getan 
werden darf), um diesen Schritt zu vollbringen – hierüber existieren bislang 
noch keine zufriedenstellenden Analysen. Nach dem Scheitern des „Vertrages 
über eine Verfassung für Europa“ erscheint die Gelegenheit günstig, mit einer 
solchen Untersuchung an die Öffentlichkeit zu treten: in der Diskussion da-
rüber, wie die Europäische Union reformiert werden sollte, herrschen nunmehr, 
nach den ambitioniert geführten Verfassungsdebatten seit Mitte der neunziger 
Jahre und nach ihrer Kulmination in den Auseinandersetzungen um den Ver-
fassungsentwurf, Sachlichkeit und Ernüchterung vor – was einer wissenschaft-
lichen Aufarbeitung der Verfassungsthematik und der Staatlichkeitsfrage nur 
dienlich sein kann. Ganz in diesem Sinne soll sich auch die vorliegende Studie, 
ohne verfassungspolitischen Anspruch, dem Aspekt der Staatlichkeit widmen.

Begonnen habe ich mit ihrer Ausarbeitung im Dezember 2002 während mei-
nes Aufenthaltes am Europäischen Hochschulinstitut in Florenz; beendet habe 
ich sie in Leipzig im September 2006. In die Zeit ihrer Entstehung fallen damit 
die Arbeiten des Verfassungskonvents, die Querelen um den Entwurf, den die-
ser Konvent präsentiert hat, das Ratifi kationsverfahren, sein Scheitern und die 
selbstverordnete Denkpause seitens der politischen Akteure. Den „Vertrag über 
eine Verfassung für Europa“ in die Überlegungen einzubeziehen, erschien in 
dieser Situation unausweichlich. Für denjenigen, der sich mit den Grundpro-
blemen von Staatlichkeit und Staatsform im europäischen Einigungsvorgang 
beschäftigen will, lohnt es sich dabei auch über den Zeitpunkt des Scheiterns 
hinaus, sich mit den Regelungen dieses Vertragswerks auseinanderzusetzen. Im 
Hinblick auf zahlreiche Einzelprobleme, wie zum Beispiel die Kompetenzkom-
petenz, ergeben sich aus dem Verfassungsvertrag Erkenntnisse, die in staatlich-
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keitstheoretischer und verfassungsjuristischer Hinsicht ihre Bedeutung behal-
ten. Angesichts ihrer andauernden inhaltlichen Gültigkeit erscheint es mir da-
bei nach wie vor sinnvoll, ihnen trotz des Scheiterns des Verfassungsvertrages 
einen Platz im Rahmen dieser Studie zu geben.

Die Fülle des Materials, die zum Fragenkreis der europäischen Integration 
und zu den Grundlagen von Staatlichkeit und demokratischer Staatsform ver-
öffentlicht wurde, hat eine Auswahl der Schrifttumsnachweise unumgänglich 
gemacht. Literatur, die nach dem 31. August 2006 erschienen ist, konnte nur 
noch vereinzelt berücksichtigt werden. Die Schrift „Verlust der Staatlichkeit“ 
wurde im Sommersemester 2007 von der Juristenfakultät der Universität Leip-
zig als Habilitationsleistung angenommen. Herrn Professor Dr. Christoph De-
genhart danke ich sehr herzlich für seine Bereitschaft, die Arbeit zu betreuen 
und den Erstbericht zu erstatten. Als seinem Assistenten hat er mir die Gele-
genheit geboten, die Arbeit in einer überschaubaren Zeit fertigzustellen. Eben-
so danke ich Herrn Professor Dr. Helmut Goerlich, der das Zweitgutachten 
verfaßt hat. Seine kritischen Anmerkungen zu dem von mir vertretenen Stand-
punkt waren mir ein Anlaß und werden mir ein Anlaß bleiben, das eigene Den-
ken selbstkritisch zu prüfen. Das nach sächsischem Hochschulrecht obligatori-
sche Drittgutachten hat Professor Dr. Christian Hillgruber erstattet; auch ihm 
möchte ich hierfür recht herzlich danken. Zum Gelingen des Buches haben So-
phia Bendele, Brigitta Haack, Ingeborg Haack, Gunda Heinze und Stefan Pi-
per sowie die studentischen Hilfskräfte des Lehrstuhls für Staats- und Verwal-
tungsrecht, Wirtschafts-, Umwelt- und Planungsrecht beigetragen. Ihnen allen 
gilt mein ganz besonderer Dank.

Leipzig, den 6. Juli 2007 S.  H. 

Vorwort
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